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Vollzitat
Wahlordnung zum Landespersonalvertretungsgesetz vom 20. Mai 1986 (GV. NRW. S. 485), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026 (GV. NRW. S. 186) geändert worden ist

Vom 20. Mai 1986

Auf Grund des § 124 des Landespersonalvertretungsgesetzes vom 3. Dezember 1974 (GV. NW. 
S. 1514), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 1984 (GV. NW. 1985 S. 29), wird ver-
ordnet:
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Veröffentlichung GV. NRW. 2026 S. 186
Inhaltsverzeichnis zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft 
getreten am 21. März 2026.

Erstes Kapitel 
Wahl des Personalrats

Erster Abschnitt 
Gemeinsame Vorschriften über Vorbereitung und Durchführung der Wahl

§ 1 
Wahlvorstand, Wahlhelfer

Fußnoten zu § 1 Wahlvorstand, Wahlhelfer

§ 1 zuletzt geändert durch VO vom 18. Oktober 2011 (GV. NRW. S. 497), in Kraft getreten am 
29. Oktober 2011.

(1) Bei der Bestellung des Wahlvorstandes sind Beschäftigte auszuwählen, die eine Durchfüh-
rung der Wahl nach Maßgabe der nachfolgenden Regelungen gewährleisten.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Friedrichstr. 62-80, 40217 Düsseldorf 3 / 29

https://recht.nrw.de/gvnrw/2026-s186-2
https://recht.nrw.de/gvnrw/2011-s497


(2) Der Wahlvorstand führt die Wahl des Personalrats durch. Er kann wahlberechtigte Beschäf-
tigte als Wahlhelfer zur Durchführung der Wahlhandlung und zur Auszählung der Stimmen be-
stellen; dabei soll er die in der Dienststelle vertretenen Gruppen angemessen berücksichtigen.

Wahlhelfer dürfen nur in Anwesenheit eines Mitglieds des Wahlvorstandes tätig werden.

(3) Der Wahlvorstand gibt die Namen seiner Mitglieder durch Aushang in der Dienststelle be-
kannt.

(4) Der Wahlvorstand faßt seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit seiner Mitglieder.

(5) Die Dienststelle hat den Wahlvorstand bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen, ins-
besondere ihm die notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen und die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen.

§ 1a 
Video- und Telefonkonferenzen

Fußnoten zu § 1a Video- und Telefonkonferenzen

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

§ 1a eingefügt durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

Die Sitzungen des Wahlvorstandes finden in der Regel als Präsenzsitzung in Anwesenheit seiner 
Mitglieder vor Ort statt. Die Sitzung kann vollständig oder unter Zuschaltung einzelner Wahlvor-
standsmitglieder oder Teilnahmeberechtigter mittels Video- oder Telefonkonferenz durchgeführt 
werden, wenn

1. vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die durch die Dienststelle zur dienstlichen Nutzung 
freigegeben sind,

2. kein Mitglied des Wahlvorstandes binnen einer von der vorsitzenden Person zu bestimmenden 
Frist gegenüber der vorsitzenden Person widerspricht,

3. der Wahlvorstand geeignete organisatorische Maßnahmen trifft, um sicherzustellen, dass Drit-
te vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können und

4. eine barrierefreie Teilnahme für alle Wahlvorstandsmitglieder und Teilnahmeberechtigten 
möglich ist. 

Eine Aufzeichnung ist unzulässig.

§ 1b 
Elektronische Kommunikation

Fußnoten zu § 1b Elektronische Kommunikation
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Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

§ 1b eingefügt durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

(1) Bekanntmachungen des Wahlvorstandes sollen zusätzlich zum Aushang auch mittels der nur 
dienststellenintern zugänglichen Informations- und Kommunikationstechnik erfolgen. In diesem 
Fall genügt es, die Bekanntmachung an einer geeigneten Stelle in der Hauptdienststelle und, falls 
davon abweichend, am dienstlichen Sitz des Wahlvorstands auszuhängen; in der elektronischen 
Fassung der Bekanntmachung ist anzugeben, an welchem Ort der schriftliche Aushang erfolgt. 
Eine Bekanntmachung ausschließlich als elektronische Fassung ist zulässig, wenn alle Beschäf-
tigten von der Bekanntmachung Kenntnis erlangen können und Vorkehrungen getroffen werden, 
dass Änderungen der Bekanntmachung nur vom Wahlvorstand vorgenommen werden können.

(2) Soweit die schriftliche Form nicht als ausschließliche Schriftform vorgeschrieben ist, kann die 
Übersendung von Protokollen, Bekanntmachungen und Mitteilungen des Wahlvorstandes sowie 
von sonstigen Dokumenten im Wahlverfahren auch elektronisch erfolgen.

(3) Der Wahlvorstand kann zulassen, dass schriftlich ihm gegenüber abzugebende Erklärungen 
auch oder ausschließlich elektronisch übersendet werden können. In diesem Fall hat er in der 
Bekanntmachung nach § 1 Absatz 3 und im Wahlausschreiben darauf hinzuweisen und eine E- 
Mail-Adresse des Wahlvorstands bekannt zu machen. Die Entscheidung des Wahlvorstands über 
eine elektronisch eingegangene Erklärung kann vom Wahlvorstand ebenfalls elektronisch über-
mittelt werden.

(4) Für eine elektronische Übersendung innerhalb einer Dienststelle oder zwischen Dienststellen 
ist die in den Dienststellen üblicherweise genutzte Informations- und Kommunikationstechnik zu 
nutzen. Der Einhaltung der Voraussetzungen der elektronischen Form im Sinne von § 3a des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Dezember 2024 (GV. 
NRW. S. 1184) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung bedarf es dabei nicht.

§ 2 
Feststellung der Beschäftigtenzahl,Wählerverzeichnis

Fußnoten zu § 2 Feststellung der Beschäftigtenzahl,Wählerverzeichnis

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

(1) Der Wahlvorstand stellt die Zahl der in der Regel Beschäftigten und ihre Verteilung auf die 
Gruppen gemäß den §§ 6 und 105 des Landespersonalvertretungsgesetzes vom 3. Dezember 
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1974 (GV. NRW. S. 1514), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Mai 2023 (GV. NRW. 
S. 316) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, im Folgenden LPVG, fest; inner-
halb der Gruppen sind die Anteile der Geschlechter festzustellen. Übersteigt die Zahl der in der 
Regel Beschäftigten 50 nicht, stellt er außerdem die Zahl der wahlberechtigten Beschäftigten 
fest.

(2) Der Wahlvorstand stellt ein Verzeichnis der wahlberechtigten Beschäftigten (Wählerverzeich-
nis) getrennt nach den Gruppen auf; innerhalb der Gruppen sind die Anteile der Geschlechter 
festzustellen. Er hat bis zum Abschluss der Stimmabgabe das Wählerverzeichnis auf dem lau-
fenden zu halten und mindestens eine Abschrift an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen.

§ 3 
Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis

Fußnoten zu § 3 Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Absatz 1 neu gefasst und Absatz 2 geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 
2026, in Kraft getreten am 21. März 2026.

(1) Jeder Beschäftigte kann beim Wahlvorstand schriftlich oder elektronisch, soweit der Wahl-
vorstand gemäß § 1b Absatz 3 den elektronischen Zugang eröffnet hat, innerhalb einer Woche 
nach Auslegung des Wählerverzeichnisses Einspruch gegen die Richtigkeit des Wählerverzeich-
nisses einlegen.

(2) Die Entscheidung über den Einspruch ist dem Beschäftigten unverzüglich, spätestens einen 
Tag vor Beginn der Stimmabgabe schriftlich oder elektronisch mitzuteilen.

§ 4 
Vorabstimmungen

(1) Die Ergebnisse der Abstimmungen nach den §§ 15 Abs. 1 und 16 Abs. 2 LPVG werden nur be-
rücksichtigt, wenn sie dem Wahlvorstand innerhalb einer Woche nach der Bekanntgabe seiner 
Mitglieder vorliegen und ihm glaubhaft gemacht wird, daß sie unter Leitung eines aus mindes-
tens drei wahlberechtigten Beschäftigten bestehenden Abstimmungsvorstands in geheimen und 
nach Gruppen getrennten Abstimmungen zustande gekommen sind. Dem Abstimmungsvorstand 
soll ein Mitglied jeder in der Dienststelle vertretenen Gruppe angehören.

(2) Der Wahlvorstand hat in der Bekanntgabe seiner Mitglieder auf die in Absatz 1 bezeichnete 
Frist hinzuweisen.

§ 5 
Ermittlung der Zahl der zuwählenden Personalratsmitglieder;Verteilung der Sitze auf dieGrup-

pen

Fußnoten zu § 5 Ermittlung der Zahl der zuwählenden Personalratsmitglieder;Verteilung der Sitze 
auf dieGruppen
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§ 5 geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 
2008.

(1) Der Wahlvorstand ermittelt die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Personalrats. Ist eine 
von § 14 LPVG abweichende Verteilung der Mitglieder des Personalrats auf die Gruppen nicht 
beschlossen worden, so errechnet der Wahlvorstand die Verteilung der Personalratssitze auf die 
Gruppen nach dem Höchstzahlenverfahren.

(2) Die Zahlen der der Dienststelle angehörenden Beschäftigten der einzelnen Gruppen werden 
nebeneinander gestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. Auf die jeweils höchste 
Teilzahl (Höchstzahl) wird solange ein Sitz zugeteilt, bis alle Personalratssitze verteilt sind. Jede 
Gruppe erhält soviel Sitze, wie Höchstzahlen auf sie entfallen. Ist bei gleichen Höchstzahlen nur 
noch ein Sitz oder sind bei drei gleichen Höchstzahlen nur noch zwei Sitze zu verteilen, so ent-
scheidet das Los.

(3) Entfallen bei der Verteilung der Sitze nach Absatz 2 auf eine Gruppe weniger Sitze, als ihr 
nach § 14 Abs. 3 LPVG mindestens zustehen, so erhält sie die in § 14 Abs. 3 LPVG vorgeschrie-
bene Zahl von Sitzen. Die Zahl der Sitze der übrigen Gruppen vermindert sich entsprechend. Da-
bei werden die jeweils zuletzt zugeteilten Sitze zuerst gekürzt. Ist bei gleichen Höchstzahlen nur 
noch ein Sitz zu kürzen, entscheidet das Los, welche Gruppe den Sitz abzugeben hat. Sitze, die 
einer Gruppe nach den Vorschriften des LPVG mindestens zustehen, können ihr nicht entzogen 
werden.

(4) Haben in einer Dienststelle alle Gruppen die gleiche Zahl von Angehörigen, so erübrigt sich 
die Errechnung der Sitze nach dem Höchstzahlenverfahren; in diesen Fällen entscheidet das 
Los, wem die höhere Zahl von Sitzen zufällt.

§ 6 
Wahlausschreiben

Fußnoten zu § 6 Wahlausschreiben

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

(1) Spätestens sechs Wochen vor dem letzten Tage der Stimmabgabe erlässt der Wahlvorstand 
ein Wahlausschreiben. Es ist von den Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unterzeichnen.

(2) Im Wahlausschreiben ist neben Tag und Ort seines Erlasses anzugeben

1. die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Personalrats, getrennt nach Gruppen;
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2. Angaben über die Anteile der Geschlechter innerhalb der Dienststelle, getrennt nach Gruppen 
mit dem Hinweis, dass Frauen und Männer ihrem zahlenmäßigen Anteil in der Dienststelle ent-
sprechend im Personalrat vertreten sein sollen (§ 14 Abs. 6 LPVG);

3. ob die Gruppen ihre Vertreter in getrennten Wahlgängen (Gruppenwahl) oder in gemeinsamer 
Wahl wählen;

4. wo und wann das Wählerverzeichnis und diese Wahlordnung zur Einsicht ausliegen;

5. dass Einsprüche gegen die Richtigkeit des Wählerverzeichnisses schriftlich oder elektronisch, 
soweit der Wahlvorstand gemäß § 1b Absatz 3 den elektronischen Zugang eröffnet hat, beim 
Wahlvorstand eingelegt werden können;

6. die Mindestzahl der wahlberechtigten Beschäftigten, von denen ein Wahlvorschlag unter-
zeichnet sein muss, und dass Wahlvorschläge der Organisationen von einem Beauftragten un-
terzeichnet sein müssen (§§ 16 und 110 LPVG);

7. dass jeder Beschäftigte für die Wahl des Personalrats nur auf einem Wahlvorschlag benannt 
werden darf und die nicht wählbaren Beschäftigten keine Wahlvorschläge machen oder unter-
zeichnen dürfen;

8. dass jeder Beschäftigte nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen darf;

9. dass Wahlvorschläge innerhalb von drei Wochen nach dem Erlass des Wahlausschreibens 
beim Wahlvorstand einzureichen sind; der letzte Tag der Einreichungsfrist ist anzugeben;

10. dass nur fristgerecht eingereichte Wahlvorschläge berücksichtigt werden und daß nur ge-
wählt werden kann, wer in einen solchen Wahlvorschlag aufgenommen ist;

11. der Ort, an dem die Wahlvorschläge bekanntgegeben werden;

12. Ort und Zeit der Stimmabgabe;

13. dass schriftliche Stimmabgabe möglich oder angeordnet ist;

14. Ort und Termin der Sitzung, in der das Wahlergebnis festgestellt wird.

(3) Der Wahlvorstand hat mindestens eine Abschrift oder einen Abdruck dieser Wahlordnung 
und des Wahlausschreibens vom Tage seines Erlasses bis zum Abschluss der Stimmabgabe an 
geeigneter Stelle auszuhängen. § 1b Absatz 1 gilt entsprechend.

(4) Offenbare Unrichtigkeiten des Wahlausschreibens können vom Wahlvorstand jederzeit be-
richtigt werden.

§ 7 
Wahlvorschläge, Einreichungsfrist

Fußnoten zu § 7 Wahlvorschläge, Einreichungsfrist
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Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

(1) Zur Wahl des Personalrats können die wahlberechtigten Beschäftigten sowie die in der 
Dienststelle vertretenen Gewerkschaften und Berufsverbände (§§ 16 Absatz 4 und 110 LPVG) 
Wahlvorschläge machen.

(2) Wahlvorschläge sind innerhalb von drei Wochen nach dem Erlass des Wahlausschreibens 
beim Wahlvorstand ausschließlich schriftlich einzureichen. Bei Gruppenwahl sind für die einzel-
nen Gruppen getrennte Wahlvorschläge einzureichen.

§ 8 
Inhalt der Wahlvorschläge

Fußnoten zu § 8 Inhalt der Wahlvorschläge

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

(1) Jeder Wahlvorschlag soll so viele Bewerber enthalten wie

a) bei Gruppenwahl Gruppenvertreter,

b) bei gemeinsamer Wahl Personalratsmitglieder zu wählen sind.

(2) Frauen und Männer sollen ihrem zahlenmäßigen Anteil in der Dienstelle entsprechend im Per-
sonalrat vertreten sein.

(3) Die Namen der einzelnen Bewerber sind auf dem Wahlvorschlag untereinander aufzuführen 
und mit fortlaufenden Nummern zu versehen. Es sind Familienname, Vorname, Geburtsdatum, 
Amts-, Dienst- oder Berufsbezeichnung, Beschäftigungsstelle und Gruppenzugehörigkeit anzu-
geben. Sofern eine dienstliche E-Mail-Adresse vorhanden ist, ist diese ebenfalls anzugeben. Bei 
gemeinsamer Wahl sind in dem Wahlvorschlag die Bewerber jeweils nach Gruppen zusammen-
zufassen.

(4) Aus dem Wahlvorschlag soll zu ersehen sein, welcher der Unterzeichner zur Vertretung des 
Vorschlags gegenüber dem Wahlvorstand und zur Entgegennahme von Erklärungen und Ent-
scheidungen des Wahlvorstands berechtigt ist. Fehlt bei Wahlvorschlägen der Beschäftigten ei-
ne Angabe hierüber, gilt der Unterzeichner als berechtigt, der an erster Stelle steht.

(5) Der Wahlvorschlag kann mit einem Kennwort versehen werden.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Friedrichstr. 62-80, 40217 Düsseldorf 9 / 29

https://recht.nrw.de/gvnrw/2026-s186-2
https://recht.nrw.de/gvnrw/2026-s186-2


(6) Ein Wahlvorschlag darf nur geändert werden, wenn die in § 7 bestimmte Frist noch nicht ab-
gelaufen ist und alle Unterzeichner der Änderung zustimmen. § 9 Absatz 3 bleibt unberührt.

(7) Dem Wahlvorschlag ist die schriftliche Zustimmung der Bewerber zur Aufnahme in den Wahl-
vorschlag beizufügen.

§ 9 
Behandlung der Wahlvorschläge,ungültige Wahlvorschläge

Fußnoten zu § 9 Behandlung der Wahlvorschläge,ungültige Wahlvorschläge

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Absatz 7 geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 
21. März 2026.

(1) Der Wahlvorstand vermerkt auf den Wahlvorschlägen den Tag des Eingangs. Im Falle des Ab-
satzes 7 ist auch der Zeitpunkt des Eingangs des berichtigten Wahlvorschlags zu vermerken.

(2) Wahlvorschläge, die ungültig sind, weil sie nicht die erforderliche Anzahl von Unterschriften 
aufweisen oder weil sie nicht fristgerecht eingereicht worden sind, gibt der Wahlvorstand unver-
züglich unter Angabe der Gründe zurück.

(3) Der Wahlvorstand hat einen Bewerber, der mit seiner schriftlichen Zustimmung auf mehreren 
Wahlvorschlägen benannt ist, aufzufordern, innerhalb von drei Kalendertagen zu erklären, auf 
welchem Wahlvorschlag er benannt bleiben will. Gibt der Bewerber diese Erklärung nicht fristge-
recht ab, so wird er von sämtlichen Wahlvorschlägen gestrichen.

(4) Der Wahlvorstand hat auf Wahlvorschlägen die Namen von nicht wählbaren Beschäftigten zu 
streichen und den zur Vertretung des Vorschlags Berechtigten davon zu unterrichten.

(5) Der Wahlvorstand hat auf Wahlvorschlägen Unterschriften nicht wählbarer Beschäftigter zu 
streichen.

(6) Der Wahlvorstand hat einen Beschäftigten, der mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet hat, 
aufzufordern, innerhalb von drei Kalendertagen zu erklären, welche Unterschrift er aufrecht er-
hält. Gibt der Beschäftigte diese Erklärung nicht fristgerecht ab, zählt seine Unterschrift nur auf 
dem zuerst eingegangenen Wahlvorschlag; auf den übrigen Wahlvorschlägen wird sie gestri-
chen. Bei gleichzeitigem Eingang entscheidet das Los, auf welchem Wahlvorschlag die Unter-
schrift zählt.

(7) Wahlvorschläge, die

a) den Erfordernissen des § 7 Absatz 2 sowie des § 8 Absatz 3 nicht entsprechen,

b) ohne die schriftliche Zustimmung der Bewerber eingereicht sind,
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c) infolge von Streichungen gemäß Absatz 5 oder 6 nicht mehr die erforderliche Anzahl von Un-
terschriften aufweisen,

hat der Wahlvorstand mit der Aufforderung zurückzugeben, die Mängel innerhalb der Frist ge-
mäß § 7 zu beseitigen; bei Wahlvorschlägen, die weniger als eine Woche vor Ablauf der Frist ge-
mäß § 7 zurückgegeben werden, gilt eine Frist von einer Woche, gerechnet vom Tage der Rück-
gabe an. Werden die Mängel nicht fristgerecht beseitigt, sind diese Wahlvorschläge ungültig.

§ 10 
Nachfrist für die Einreichungvon Wahlvorschlägen

Fußnoten zu § 10 Nachfrist für die Einreichungvon Wahlvorschlägen

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Absätze 1 und 2 geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getre-
ten am 21. März 2026.

(1) Ist nach Ablauf der in § 7 und § 9 Abs. 7 genannten Frist bei Gruppenwahl nicht für jede Grup-
pe ein gültiger Wahlvorschlag, bei gemeinsamer Wahl kein gültiger Wahlvorschlag eingegangen, 
so gibt der Wahlvorstand dies unverzüglich durch Aushang an den Stellen, an denen das Wahl-
ausschreiben ausgehängt ist, bekannt. Gleichzeitig fordert er zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen innerhalb einer Frist von einer Woche auf und weist darauf hin, daß im Falle der Fristver-
säumnis

a) bei Gruppenwahl eine Gruppe keine Vertreter in den Personalrat wählen kann,

b) bei gemeinsamer Wahl der Personalrat nicht gewählt werden kann.

§ 1b Absatz 1 gilt entsprechend.

(2) Gehen gültige Wahlvorschläge nicht ein, so gibt der Wahlvorstand unverzüglich bekannt

a) bei Gruppenwahl, für welche Gruppe oder für welche Gruppen keine Vertreter gewählt wer-
den können,

b) bei gemeinsamer Wahl, daß diese Wahl nicht stattfinden kann.

§ 1b Absatz 1 gilt entsprechend.

§ 11 
Bezeichnung der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorstand versieht die Wahlvorschläge in der Reihenfolge ihres Eingangs mit Ord-
nungsnummern (Vorschlag 1 usw.). Ist ein Wahlvorschlag berichtigt worden, so ist der Zeitpunkt 
des Eingangs des berichtigten Wahlvorschlags maßgebend. Sind mehrere Wahlvorschläge am 
selben Tage eingegangen, so entscheidet das Los über die Reihenfolge.
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(2) Finden Wahlen für Personalvertretungen mehrerer Stufen gleichzeitig statt, ist für Wahlvor-
schläge mit demselben Kennwort für die Wahlen auf allen Stufen die Entscheidung auf der 
obersten Stufe maßgebend. Für Wahlvorschläge, die an der Entscheidung auf der obersten Stufe 
nicht beteiligt sind, werden die folgenden Plätze auf dem Stimmzettel in entsprechender Anwen-
dung des Absatzes 1 festgelegt.

(3) Der Wahlvorstand bezeichnet die Wahlvorschläge mit dem Familien- und Vornamen der in 
dem Wahlvorschlag benannten ersten drei Bewerber, bei gemeinsamer Wahl mit dem Familien- 
und Vornamen der für die Gruppen an erster Stelle benannten Bewerber. Bei Wahlvorschlägen, 
die mit einem Kennwort versehen sind, ist auch das Kennwort anzugeben.

§ 12 
Bekanntgabe der Wahlvorschläge

Fußnoten zu § 12 Bekanntgabe der Wahlvorschläge

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. März 
2026.

Nach Ablauf der in § 7 und § 10 Absatz 1 genannten Fristen, spätestens jedoch eine Woche vor 
Beginn der Stimmabgabe, gibt der Wahlvorstand die als gültig anerkannten Wahlvorschläge an 
den Stellen, an denen das Wahlausschreiben ausgehängt ist, bis zum Abschluss der Stimmabga-
be bekannt. Die Namen der Unterzeichner der Wahlvorschläge werden nicht bekanntgemacht. § 
1b Absatz 1 gilt entsprechend.

§ 13 
Sitzungsniederschriften

Der Wahlvorstand fertigt über den Inhalt jeder Sitzung eine Niederschrift. Sie ist von den Mitglie-
dern des Wahlvorstands zu unterzeichnen.

§ 14 
Ausübung des Wahlrechts;Stimmzettel, ungültige Stimmen

Fußnoten zu § 14 Ausübung des Wahlrechts;Stimmzettel, ungültige Stimmen

Geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 2008.

(1) Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist. Das Wahlrecht wird durch 
Abgabe eines Stimmzettels ausgeübt. Bei Gruppenwahl müssen die Stimmzettel für jede Gruppe, 
bei gemeinsamer Wahl alle Stimmzettel dieselbe Größe, Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung 
haben.
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(2) Ist nach den Grundsätzen der Verhältniswahl zu wählen, so kann die Stimme nur für den ge-
samten Wahlvorschlag (Vorschlagsliste) abgegeben werden. Ist nach den Grundsätzen der Per-
sonenwahl zu wählen, so wird die Stimme für die einzelnen Bewerber abgegeben.

(3) Ungültig sind Stimmzettel,

a) die nicht mindestens einmal so gefaltet sind, dass die Kennzeichnung nicht zu erkennen ist 
bzw. die bei schriftlicher Stimmabgabe nach § 16 nicht in einem Wahlumschlag abgegeben sind,

b) aus denen sich der Wille des Wählers nicht zweifelsfrei ergibt,

c) die ein besonderes Merkmal, einen Zusatz oder einen Vorbehalt enthalten.

Mehrere bei schriftlicher Stimmabgabe nach § 16 in einem Wahlumschlag für eine Wahl enthalte-
ne Stimmzettel werden als eine Stimme gezählt, wenn sie gleich lauten; andernfalls sind sie un-
gültig.

(4) Hat der Wähler einen Stimmzettel verschrieben oder versehentlich unbrauchbar gemacht, so 
ist ihm auf Verlangen gegen Rückgabe des unbrauchbaren Stimmzettels ein neuer Stimmzettel 
auszuhändigen. Der Wahlvorstand hat den zurückgegebenen Stimmzettel unverzüglich in Ge-
genwart des Wählers zu vernichten.

§ 15 
Wahlhandlung

Fußnoten zu § 15 Wahlhandlung

Geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 2008.

(1) Der Wahlvorstand hat zu gewährleisten, daß der Wähler den Stimmzettel im Wahlraum unbe-
obachtet ankreuzen und zusammenfalten kann. Ein Wähler, der durch körperliches Gebrechen in 
der Stimmabgabe behindert ist, bestimmt eine Person seines Vertrauens, der er sich bei der 
Stimmabgabe bedienen will, und gibt dies dem Wahlvorstand bekannt. Die Hilfeleistung hat sich 
auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers zur Stimmabgabe zu beschränken. Die Vertrauens-
person darf gemeinsam mit dem Wähler die Wahlzelle aufsuchen, soweit dies zur Hilfestellung 
erforderlich ist. Die Vertrauensperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie 
bei der Hilfeleistung von der Wahl eines anderen erlangt hat. Wahlbewerber, Mitglieder des 
Wahlvorstands und Wahlhelfer dürfen nicht zur Hilfeleistung herangezogen werden. Für die Auf-
nahme der Stimmzettel sind Wahlurnen zu verwenden. Vor Beginn der Stimmabgabe hat der 
Wahlvorstand festzustellen, daß die Wahlurnen leer sind, und sie zu verschließen. Sie müssen so 
eingerichtet sein, daß die Stimmzettel nicht vor Öffnung entnommen werden können. Findet 
Gruppenwahl statt, so kann die Stimmabgabe nach Gruppen getrennt durchgeführt werden; in 
jedem Falle sind getrennte Wahlurnen zu verwenden.

(2) Während der Wahlhandlung sowie der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses hat 
jedermann zum Wahlraum Zutritt, soweit das ohne Störung des Wahlgeschäfts möglich ist. So-
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lange der Wahlraum zur Stimmabgabe geöffnet ist, müssen mindestens zwei Mitglieder des 
Wahlvorstands im Wahlraum anwesend sein; sind Wahlhelfer bestellt, genügt die Anwesenheit 
eines Mitglieds des Wahlvorstandes und eines Wahlhelfers.

(3) Vor Einwurf des Stimmzettels in die Urne ist festzustellen, ob der Wähler im Wählerverzeich-
nis eingetragen ist. Ist dies der Fall, wirft der Wähler den mindestens einmal zusammengefalte-
ten Stimmzettel in die Wahlurne. Absatz 1 Sätze 2 bis 5 bleiben unberührt. Die Stimmabgabe ist 
im Wählerverzeichnis zu vermerken.

(4) Wird die Wahlhandlung unterbrochen oder wird das Wahlergebnis nicht unmittelbar nach Ab-
schluß der Stimmabgabe festgestellt, so hat der Wahlvorstand für die Zwischenzeit die Wahlurne 
so zu verschließen und aufzubewahren, daß der Einwurf oder die Entnahme von Stimmzetteln 
ohne Beschädigung des Verschlusses unmöglich ist. In diesen Fällen ist die Wahlurne in der 
Dienststelle, nur dem Wahlvorstand zugänglich, gesichert aufzubewahren. Bei Wiedereröffnung 
der Wahl oder bei Entnahme der Stimmzettel zur Stimmzählung hat sich der Wahlvorstand davon 
zu überzeugen, daß der Verschluß unversehrt ist.

§ 16 
Schriftliche Stimmabgabe

Fußnoten zu § 16 Schriftliche Stimmabgabe

Geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 2008.

(1) Einem Beschäftigten, der eine schriftliche Stimmabgabe wünscht, hat der Wahlvorstand auf 
Verlangen

1. den Stimmzettel und den Wahlumschlag,

2. eine vorgedruckte vom Wähler abzugebende Erklärung, in der dieser gegenüber dem Wahl-
vorstand versichert, dass er den Stimmzettel persönlich angekreuzt hat oder soweit unter den 
Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 erforderlich, durch eine Person seines Vertrauens hat kenn-
zeichnen lassen,

3. einen größeren Briefumschlag, im Bedarfsfall einen Freiumschlag, der die Anschrift des Wahl-
vorstandes und als Absender den Namen und die Anschrift des wahlberechtigten Beschäftigten 
sowie den Vermerk „Schriftliche Stimmabgabe“ trägt,

auszuhändigen oder zu übersenden. Die Dienststelle stellt hierfür dem Wahlvorstand die erfor-
derliche Anzahl der Umschläge zur Verfügung. Auf Antrag ist auch ein Abdruck des Wahlvor-
schlags und des Wahlausschreibens auszuhändigen oder zu übersenden. Der Wahlvorstand hat 
die Aushändigung oder Übersendung im Wählerverzeichnis zu vermerken.

(2) Der Wähler gibt seine Stimme in der Weise ab, daß er den Wahlumschlag, in den der Stimm-
zettel gelegt ist, unter Verwendung des Freiumschlags oder des Briefumschlags so rechtzeitig 
an den Wahlvorstand absendet oder übergibt, daß er vor Abschluß der Stimmabgabe vorliegt. 

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-West-
falen, Friedrichstr. 62-80, 40217 Düsseldorf 14 / 29

https://recht.nrw.de/gvnrw/2008-s184


Der Wähler kann, soweit unter den Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 erforderlich, die in Satz 1 
bezeichneten Tätigkeiten durch eine Person seines Vertrauens verrichten lassen. Der Wahlvor-
stand hat die Briefumschläge gesichert aufzubewahren.

§ 17 
Behandlung der schriftlichabgegebenen Stimmen

Fußnoten zu § 17 Behandlung der schriftlichabgegebenen Stimmen

Geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 2008.

(1) Rechtzeitig vor Abschluß der Stimmabgabe entnimmt der Wahlvorstand die Wahlumschläge 
den Briefumschlägen oder den Freiumschlägen und legt sie nach Vermerk der Stimmabgabe im 
Wählerverzeichnis ungeöffnet in die Wahlurne.

(2) Verspätet eingehende Briefumschläge hat der Wahlvorstand mit einem Vermerk über den 
Zeitpunkt des Eingangs ungeöffnet zu den Wahlunterlagen zu nehmen. Die Briefumschläge sind 
einen Monat nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ungeöffnet zu vernichten, wenn die Wahl 
nicht angefochten worden ist.

§ 18 
Schriftliche Stimmabgabe insonstigen Fällen

Fußnoten zu § 18 Schriftliche Stimmabgabe insonstigen Fällen

Geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 2008.

(1) Für die Beschäftigten

a) mit besonderer Diensteinteilung

b) von Nebenstellen oder Teilen einer Dienststelle, die nicht nach § 1 Abs. 3 LPVG zu selbständi-
gen Dienststellen erklärt worden sind,

c) von Dienststellen, in denen auf Grund einer nach § 92 Satz 1 Nr. 2 LPVG erlassenen Rechts-
verordnung Beschäftigte mehrerer Beschäftigungsstellen zusammengefaßt sind,

kann der Wahlvorstand die Stimmabgabe in diesen Stellen durchführen oder die schriftliche 
Stimmabgabe anordnen. Im Fall der Anordnung der schriftlichen Stimmabgabe hat der Wahlvor-
stand die Briefwahlunterlagen von Amts wegen zur Verfügung zu stellen. Das gleiche gilt für 
Wahlen zu Stufenvertretungen, wenn diese nicht gleichzeitig mit Personalratswahlen stattfinden.

(2) Die §§ 16 und 17 gelten entsprechend.
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§ 19 
Feststellung des Wahlergebnisses

Fußnoten zu § 19 Feststellung des Wahlergebnisses

Geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 2008.

(1) Nach Öffnung der Wahlurne vergleicht der Wahlvorstand die Zahl der in der Wahlurne enthal-
tenen Stimmzettel und Wahlumschläge mit der Zahl der nach dem Wählerverzeichnis abgegebe-
nen Stimmen und prüft die Gültigkeit der Stimmzettel.

(2) Der Wahlvorstand zählt

a) im Falle der Verhältniswahl die auf jede Vorschlagsliste,

b) im Falle der Personenwahl die auf jeden einzelnen Bewerber

entfallenen gültigen Stimmzettel.

(3) Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahlvorstand beschließt, weil sie zu 
Zweifeln Anlaß geben, sind mit fortlaufender Nummer zu versehen und von den übrigen Stimm-
zetteln gesondert bei den Wahlunterlagen aufzubewahren.

§ 20 
Wahlniederschrift

Fußnoten zu § 20 Wahlniederschrift

Geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 2008.

(1) Die Wahlniederschrift ist von den Mitgliedern des Wahlvorstands zu unterzeichnen. Sie muß 
enthalten

1. bei Gruppenwahl die Summe der von jeder Gruppe abgegebenen und der gültigen Stimmen,

2. bei gemeinsamer Wahl die Summe aller abgegebenen und der gültigen Stimmen,

3. die Zahl der ungültigen Stimmen,

4. die für die Gültigkeit oder Ungültigkeit zweifelhafter Stimmen maßgebenden Gründe,

5. bei Verhältniswahl die Zahl der auf jede Vorschlagsliste entfallenen gültigen Stimmen sowie 
die Errechnung der Höchstzahlen und ihre Verteilung auf die Vorschlagslisten,

6. bei Personenwahl die Zahl der auf jeden Bewerber entfallenen gültigen Stimmen,
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7. die Namen der gewählten Bewerber.

(2) Besondere Vorkommnisse bei der Wahlhandlung oder der Feststellung des Wahlergebnisses 
sind in der Niederschrift zu vermerken.

(3) Dem Dienststellenleiter und den in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften übersendet 
der Wahlvorstand eine Abschrift der Niederschrift.

§ 21 
Benachrichtigung der gewähltenBewerber und Bekanntmachung

Fußnoten zu § 21 Benachrichtigung der gewähltenBewerber und Bekanntmachung

Neu gefasst durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 
2008.
Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. März 
2026.

Der Wahlvorstand benachrichtigt die als Personalratsmitglieder Gewählten unverzüglich schrift-
lich oder elektronisch von ihrer Wahl. Erklärt ein Gewählter nicht binnen drei Arbeitstagen nach 
Zugang der Benachrichtigung dem Wahlvorstand, dass er die Wahl ablehne, so gilt die Wahl als 
angenommen. Der Wahlvorstand gibt das Wahlergebnis und die Namen der als Personalratsmit-
glieder gewählten Bewerber durch zweiwöchigen Aushang an den Stellen bekannt, an denen das 
Wahlausschreiben bekannt gemacht worden ist. § 1b Absatz 1 gilt entsprechend.

§ 22 
Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Fußnoten zu § 22 Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

Von den Wahlunterlagen sind die Niederschriften, Bekanntmachungen und Wahlvorschläge vom 
Personalrat mindestens fünf Jahre aufzubewahren. Die übrigen Wahlunterlagen sind vom Wahl-
vorstand für die Dauer eines Monats nach Bekanntmachung des Wahlergebnisses, im Falle der 
Anfechtung der Wahl für die Dauer eines Monates nach Abschluss des Verfahrens verschlossen 
aufzubewahren und anschließend zu vernichten. Dies gilt auch für sämtliche elektronisch ge-
speicherte Daten und Dokumente, die im Zusammenhang mit der Wahl elektronisch zugegangen 
sind.
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Zweiter Abschnitt 
Besondere Vorschriften

Erster Unterabschnitt 
Wahlverfahren bei Vorliegen mehrerer Wahlvorschläge (Verhältniswahl)

§ 23 
Voraussetzungen für Verhältniswahl;Stimmzettel, Stimmabgabe

(1) Nach den Grundsätzen der Verhältniswahl (Listenwahl) ist zu wählen, wenn

a) bei Gruppenwahl für die betreffende Gruppe mehrere gültige Wahlvorschläge,

b) bei gemeinsamer Wahl mehrere gültige Wahlvorschläge

eingegangen sind.

(2) Auf den Stimmzetteln sind die Vorschlagslisten in der Reihenfolge der Ordnungsnummern 
unter Angabe von Familienname, Vorname, Amts-, Dienst- oder Berufsbezeichnung, Beschäfti-
gungsstelle und Gruppenzugehörigkeit der ersten drei Bewerber, bei gemeinsamer Wahl der für 
die Gruppen an erster Stelle benannten Bewerber untereinander aufzuführen; bei Listen, die mit 
einem Kennwort versehen sind, ist auch das Kennwort anzugeben.

(3) Der Wähler kreuzt auf dem Stimmzettel die Vorschlagsliste an, für die er seine Stimme abge-
ben will.

§ 24 
Ermittlung der gewähltenGruppenvertreter bei Gruppenwahl

(1) Bei Gruppenwahl werden die Summen der auf die einzelnen Vorschlagslisten jeder Gruppe 
entfallenen Stimmen nebeneinander gestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. Auf 
die jeweils höchste Teilzahl (Höchstzahl) wird solange ein Sitz zugeteilt, bis alle der Gruppe zu-
stehenden Sitze verteilt sind. Ist bei gleichen Höchstzahlen nur noch ein Sitz oder sind bei drei 
gleichen Höchstzahlen nur noch zwei Sitze zu verteilen, so entscheidet das Los.

(2) Enthält eine Vorschlagsliste weniger Bewerber als ihr nach den Höchstzahlen Sitze zustehen 
würden, so fallen die überschüssigen Sitze den übrigen Vorschlagslisten in der Reihenfolge der 
nächsten Höchstzahlen zu.

(3) Innerhalb der Vorschlagsliste werden die Sitze auf die Bewerber in der Reihenfolge ihrer Be-
nennung verteilt.

§ 25 
Ermittlung der gewähltenGruppenvertreter beigemeinsamer Wahl

(1) Bei gemeinsamer Wahl werden die Summen der auf die einzelnen Vorschlagslisten entfalle-
nen Stimmen nebeneinander gestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. Die jeder 
Gruppe zustehenden Sitze werden getrennt, jedoch unter Verwendung derselben Teilzahlen er-
mittelt. § 24 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Enthält eine Vorschlagsliste weniger Bewerber einer Gruppe, als dieser nach den Höchstzah-
len Sitze zustehen würden, so fallen die restlichen Sitze dieser Gruppe den Angehörigen dersel-
ben Gruppe auf den übrigen Vorschlagslisten in der Reihenfolge der nächsten Höchstzahlen zu.
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(3) Innerhalb der Vorschlagslisten werden die den einzelnen Gruppen zustehenden Sitze auf die 
Angehörigen der entsprechenden Gruppe in der Reihenfolge ihrer Benennung verteilt.

Zweiter Unterabschnitt 
Wahlverfahren bei Vorliegen eines Wahlvorschlags und bei Wahl eines Personalratsmitglieds 

oder eines Gruppenvertreters (Personenwahl)
§ 26 

Voraussetzungen für Personenwahl;Stimmzettel, Stimmabgabe

Fußnoten zu § 26 Voraussetzungen für Personenwahl;Stimmzettel, Stimmabgabe

Geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 2008.

(1) Nach den Grundsätzen der Personenwahl ist zu wählen, wenn

a) bei Gruppenwahl für die betreffende Gruppe nur ein gültiger Wahlvorschlag,

b) bei gemeinsamer Wahl nur ein gültiger Wahlvorschlag

eingegangen ist. In diesen Fällen kann jeder Wähler nur solche Bewerber wählen, die in dem 
Wahlvorschlag aufgeführt sind.

(2) In den Stimmzettel werden die Bewerber aus dem Wahlvorschlag in unveränderter Reihenfol-
ge unter Angabe von Familienname, Vorname, Amts-, Dienst- oder Berufsbezeichnung, Beschäf-
tigungsstelle, Gruppenzugehörigkeit und Kennwort übernommen. Der Wähler kreuzt auf dem 
Stimmzettel die Namen der Bewerber an, für die er seine Stimme abgeben will. Er darf

a) bei Gruppenwahl nicht mehr Namen ankreuzen, als für die betreffende Gruppe Vertreter zu 
wählen sind,

b) bei gemeinsamer Wahl nicht mehr Namen ankreuzen, als Personalratsmitglieder zu wählen 
sind.

(3) Nach den Grundsätzen der Personenwahl kann gewählt werden, wenn

a) bei Gruppenwahl nur ein Vertreter,

b) bei gemeinsamer Wahl nur ein Personalratsmitglied

zu wählen ist. Absatz 2 gilt entsprechend. Der Wähler hat auf dem Stimmzettel den Namen des 
Bewerbers anzukreuzen, für den er seine Stimme abgeben will.

§ 27 
Ermittlung der gewählten Bewerber

Fußnoten zu § 27 Ermittlung der gewählten Bewerber
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Geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 2008.

(1) Bei Gruppenwahl sind die Bewerber in der Reihenfolge der jeweils höchsten auf sie entfalle-
nen Stimmenzahlen gewählt.

(2) Bei gemeinsamer Wahl werden die den einzelnen Gruppen zustehenden Sitze mit den Bewer-
bern dieser Gruppen in der Reihenfolge der jeweils höchsten auf sie entfallenen Stimmenzahlen 
besetzt.

(3) Bei der Personenwahl ist der Bewerber gewählt, der die meisten Stimmen erhalten hat.

(4) Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.

Zweites Kapitel 
Wahl der Stufenvertretungen

Erster Abschnitt 
Wahl des Bezirkspersonalrats

§ 28 
Entsprechende Anwendung derVorschriften über die Wahldes Personalrats

Für die Wahl des Bezirkspersonalrats gelten die §§ 1 bis 27 entsprechend, soweit sich aus den §§ 
29 bis 35 nichts anderes ergibt.

§ 29 
Leitung der Wahl

Fußnoten zu § 29 Leitung der Wahl

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Absatz 2 geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 
21. März 2026.

(1) Der Bezirkswahlvorstand leitet die Wahl des Bezirkspersonalrats. Die Durchführung der Wahl 
in den einzelnen Dienststellen übernehmen die örtlichen Wahlvorstände im Auftrag und nach An-
ordnung des Bezirkswahlvorstands.

(2) Der örtliche Wahlvorstand gibt die Namen der Mitglieder des Bezirkswahlvorstands und die 
dienstliche Anschrift seines Vorsitzenden durch Aushang bis zum Abschluss der Stimmabgabe 
bekannt. § 1b Absatz 1 gilt entsprechend.

§ 30 
Feststellung der Beschäftigtenzahl;Wählerverzeichnis

Fußnoten zu § 30 Feststellung der Beschäftigtenzahl;Wählerverzeichnis
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Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

(1) Die örtlichen Wahlvorstände teilen die gemäß § 2 Absatz 1 festgestellten Zahlen unverzüglich 
ausschließlich schriftlich dem Bezirkswahlvorstand mit.

(2) Die Aufstellung der Wählerverzeichnisse und die Behandlung von Einsprüchen ist Aufgabe 
der örtlichen Wahlvorstände. Sie teilen dem Bezirkswahlvorstand die Zahl der wahlberechtigten 
Beschäftigten, getrennt nach Gruppen, unverzüglich ausschließlich schriftlich mit. Dabei sind in-
nerhalb der Gruppen die Anteile der Geschlechter festzustellen.

§ 31 
Ermittlung der Zahl der zu wählendenBezirkspersonalratsmitglieder

Der Bezirkswahlvorstand ermittelt die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Bezirkspersonalrats 
und die Verteilung der Sitze auf die Gruppen.

§ 32 
Gleichzeitige Wahl

Die Wahl des Bezirkspersonalrats soll möglichst gleichzeitig mit der Wahl der Personalräte in 
demselben Bezirk stattfinden.

§ 33 
Wahlausschreiben

Fußnoten zu § 33 Wahlausschreiben

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

(1) Der Bezirkswahlvorstand erlässt das Wahlausschreiben. § 6 Absatz 2 Nummer 1, 2, 3, 6, 7, 8, 
9, 10 und 13 gilt entsprechend. Der Bezirkswahlvorstand bestimmt im Wahlausschreiben ferner 
den Tag oder die Tage der Stimmabgabe und weist darauf hin, dass die gemäß § 50 Absatz 3 
Satz 3 LPVG nicht wählbaren Beschäftigten keine Wahlvorschläge machen oder unterzeichnen 
dürfen.

(2) Der örtliche Wahlvorstand ergänzt das Wahlausschreiben um die Angaben gemäß § 6 Absatz 
2 Nummer 4, 5 und 12; er weist darauf hin, dass Einsprüche bei ihm einzulegen sind und be-
stimmt ferner den Ort und die Tageszeit der Stimmabgabe.

(3) Der örtliche Wahlvorstand gibt das Wahlausschreiben unverzüglich in der Dienststelle an ge-
eigneter Stelle durch Aushang bis zum Abschluss der Stimmabgabe bekannt. Er vermerkt auf 
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dem Wahlausschreiben den ersten und letzten Tag des Aushangs. § 1b Absatz 1 gilt entspre-
chend.

(4) Offenbare Unrichtigkeiten des Wahlausschreibens können vom Bezirkswahlvorstand jeder-
zeit berichtigt werden.

(5) Die Niederschrift über die Sitzungen, in denen über Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis 
entschieden ist, fertigt der örtliche Wahlvorstand.

§ 34 
Stimmabgabe, Stimmzettel

Fußnoten zu § 34 Stimmabgabe, Stimmzettel

Neu gefasst durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 
2008.

Findet die Wahl des Bezirkspersonalrats zugleich mit der Wahl der Personalräte statt, so sind für 
die Wahl des Bezirkspersonalrats Stimmzettel von anderer Farbe als für die Wahl des Personal-
rats zu verwenden; für die schriftliche Stimmabgabe ist zu beiden Wahlen derselbe Wahlum-
schlag zu verwenden.

§ 35 
Feststellung und Bekanntmachungdes Wahlergebnisses

Fußnoten zu § 35 Feststellung und Bekanntmachungdes Wahlergebnisses

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

(1) Die örtlichen Wahlvorstände zählen die auf die einzelnen Vorschlagslisten oder, wenn Perso-
nenwahl stattgefunden hat, die auf die einzelnen Bewerber entfallenen Stimmen. Sie fertigen ei-
ne Wahlniederschrift gemäß § 20.

(2) Nach Feststellung des Wahlergebnisses ist dieses unverzüglich dem Bezirkswahlvorstand 
möglichst elektronisch zu übermitteln. Unverzüglich im Anschluss an die Übermittlung des Wahl-
ergebnisses nach Satz 1 ist dem Bezirkswahlvorstand die Niederschrift zu übersenden. Nach 
Eingang der Niederschrift hat der Bezirkswahlvorstand zu prüfen, ob das nach Satz 1 übermittel-
te Wahlergebnis mit dem in der Niederschrift angegebenen Wahlergebnis übereinstimmt. Die bei 
der Dienststelle entstandenen Unterlagen für die Wahl des Bezirkspersonalrats werden zusam-
men mit einer Abschrift der Niederschrift vom Personalrat mindestens fünf Jahre aufbewahrt.
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(3) Der Bezirkswahlvorstand zählt unverzüglich die auf jede Vorschlagsliste oder, wenn Perso-
nenwahl stattgefunden hat, die auf jeden einzelnen Bewerber entfallenen Stimmen und stellt das 
Ergebnis der Wahl fest.

(4) Sobald die Namen der als Mitglieder des Bezirkspersonalrats gewählten Bewerber festste-
hen, teilt der Bezirkswahlvorstand ihre Namen den örtlichen Wahlvorständen mit. Diese geben 
sie durch zweiwöchigen Aushang in der gleichen Weise wie das Wahlausschreiben bekannt. § 1b 
Absatz 1 gilt entsprechend.

Zweiter Abschnitt 
Wahl des Hauptpersonalrats

§ 36 
Entsprechende Anwendung derVorschriften über die Wahl desBezirkspersonalrats

Für die Wahl des Hauptpersonalrats gelten die §§ 28 bis 35 entsprechend, soweit sich aus den 
§§ 37 und 38 nichts anderes ergibt.

§ 37 
Leitung der Wahl

Der Hauptwahlvorstand leitet die Wahl des Hauptpersonalrats.

§ 38 
Durchführung der Wahl

(1) Der Hauptwahlvorstand kann die Wahlvorstände bei den im Geschäftsbereich nachgeordne-
ten Dienststellen mit Aufgaben gemäß § 30 und § 35 Abs. 1 und 3 betrauen und diese Wahlvor-
stände beauftragen, seine Bekanntmachungen weiterzuleiten.

(2) Die Bezirkswahlvorstände können von den örtlichen Wahlvorständen die zur Weitergabe an 
den Hauptwahlvorstand erforderlichen Angaben verlangen.

Drittes Kapitel 
Wahl des Gesamtpersonalrats

§ 39 
Entsprechende Anwendung derVorschriften über die Wahldes Personalrats

Für die Wahl des Gesamtpersonalrats gelten die §§ 1 bis 27 entsprechend. Der Wahlvorstand 
kann die Personalräte der an der Wahl des Gesamtpersonalrats beteiligten Dienststellen beauf-
tragen, jeweils für ihren Bereich örtliche Wahlvorstände zu bestellen. In diesem Falle gelten die 
§§ 28 bis 35 entsprechend.
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Viertes Kapitel 
Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretungen

Erster Abschnitt 
Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung

§ 40 
Vorbereitung und Durchführung der Wahl

(1) Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung 
gelten die §§ 1 bis 3, 6 bis 23, 26 und 27 entsprechend mit der Maßgabe, daß die Vorschriften 
über Gruppenwahl, über den Minderheitenschutz und über die Zusammenfassung der Bewerber 
in den Wahlvorschlägen nach Gruppen keine Anwendung finden. Dem Wahlvorstand muß min-
destens ein nach § 11 LPVG wählbarer Beschäftigter angehören. Der Wahlvorstand ermittelt die 
Zahl der zu wählenden Mitglieder der Jugend- und Auszubildendenvertretung.

(2) Sind mehrere Mitglieder der Jugend- und Auszubildendenvertretung zu wählen und ist die 
Wahl auf Grund mehrerer Vorschlagslisten durchgeführt worden, so werden die Summen der auf 
die einzelnen Vorschlagslisten entfallenen Stimmen nebeneinander gestellt und der Reihe nach 
durch 1, 2, 3 usw. geteilt. Auf die jeweils höchste Teilzahl (Höchstzahl) wird solange ein Sitz zu-
geteilt, bis alle Sitze verteilt sind. § 24 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 und 3 findet Anwendung.

(3) Sind mehrere Mitglieder der Jugend- und Auszubildendenvertretung zu wählen und ist die 
Wahl auf Grund eines Wahlvorschlags durchgeführt worden, so sind die Bewerber in der Reihen-
folge der jeweils höchsten auf sie entfallenen Stimmenzahl gewählt; bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los.

Zweiter Abschnitt 
Wahl der Jugend- und Auszubildendenstufenvertretung und der Gesamtjugend- 

und Auszubildendenvertretung
§ 41 

Vorbereitung und Durchführungder Wahl

Fußnoten zu § 41 Vorbereitung und Durchführungder Wahl

Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

(1) Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Jugend- und Auszubildendenstufenver-
tretung und der Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung gilt § 40 entsprechend. Der 
Wahlvorstand kann die Personalräte der an der Wahl der Jugend- und Auszubildendenstufen-
vertretung und der Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung beteiligten Dienststellen be-
auftragen, jeweils für ihren Bereich örtliche Wahlvorstände zu bestellen. In diesem Falle gelten 
die §§ 28 bis 38 entsprechend.
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(2) Für in § 54 LPVG genannte Beschäftigte in nachgeordneten Dienststellen mit in der Regel we-
niger als fünf solchen Beschäftigten führt der Bezirks- oder Hauptwahlvorstand die Wahl der Ju-
gend- und Auszubildendenstufenvertretungen durch; in den genannten Dienststellen werden 
keine Wahlvorstände bestellt. Der Bezirks- oder Hauptwahlvorstand kann die schriftliche Stimm-
abgabe anordnen. In diesem Fall hat der Bezirks- oder Hauptwahlvorstand den wahlberechtigten 
Beschäftigten die in § 16 bezeichneten Unterlagen zu übersenden.

(3) Für die Wahl der Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung gilt Absatz 2 entsprechend.

Fünftes Kapitel 
Sondervorschriften

Erster Abschnitt 
Polizei

§ 42 
(aufgehoben)

Fußnoten zu § 42 (aufgehoben)

§ 42 zuletzt geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. 
März 2008; aufgehoben durch VO vom 18. Oktober 2011 (GV. NRW. S. 497), in Kraft getre-
ten am 29. Oktober 2011.

Zweiter Abschnitt 
Lehrkräfte

§ 43 
Wahl der Lehrkräfte-Personalvertretungen in den Fällen des § 87 Absatz 1 und 2 Satz 1 LPVG

Fußnoten zu § 43 Wahl der Lehrkräfte-Personalvertretungen in den Fällen des § 87 Absatz 1 und 
2 Satz 1 LPVG

§ 43 gestrichen sowie § 44 in § 43, § 45 in § 44, § 46 in § 45, § 47 in § 46, § 48 in § 47 und 
§ 49 in § 48 umbenannt und z.T. geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in 
Kraft getreten am 26. März 2008.
Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

(1) Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Lehrkräfte-Personalvertretungen gelten 
die §§ 1 bis 3, § 5 Absatz 1 Satz 1, §§ 6 bis 23 und § 26, außerdem in den Fällen des § 87 Absatz 1 
LPVG die §§ 28 bis 38 entsprechend mit Ausnahme der Vorschriften über die Gruppen.
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(2) Sind mehrere Mitglieder einer Personalvertretung zu wählen und ist die Wahl auf Grund meh-
rerer Vorschlagslisten durchgeführt worden, so werden die Summen der auf die einzelnen Vor-
schlagslisten entfallenen Stimmen nebeneinander gestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3  und 
so weiter geteilt. Auf die jeweils höchste Teilzahl (Höchstzahl) wird solange ein Sitz zugeteilt, bis 
alle Sitze verteilt sind. § 24 Absatz 1 Satz 3, Abs. 2 und 3 findet Anwendung.

(3) Sind mehrere Mitglieder einer Personalvertretung zu wählen und ist die Wahl auf Grund eines 
Wahlvorschlags durchgeführt worden, so sind die Bewerber in der Reihenfolge der jeweils 
höchsten auf sie entfallenen Stimmenzahlen gewählt; bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los.

§ 44 
Wahl der Lehrkräfte-Personalvertretungen in den Fällen des § 87 Absatz 2 Satz 2 LPVG

Fußnoten zu § 44 Wahl der Lehrkräfte-Personalvertretungen in den Fällen des § 87 Absatz 2 
Satz 2 LPVG

§ 43 gestrichen sowie § 44 in § 43, § 45 in § 44, § 46 in § 45, § 47 in § 46, § 48 in § 47 und 
§ 49 in § 48 umbenannt und z.T. geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in 
Kraft getreten am 26. März 2008.
Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Neu gefasst durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.

Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Lehrkräfte-Personalvertretungen gelten die 
§§ 1 bis 27 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Vorschriften über die Gruppen für die Leh-
rergruppen (§ 87 Absatz 2 Satz 2 LPVG) sinngemäß angewandt werden.

Dritter Abschnitt 
Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare im juristischen Vorbereitungs-

dienst
§ 45 

Wahl der Personalräte

Fußnoten zu § 45 Wahl der Personalräte

§ 43 gestrichen sowie § 44 in § 43, § 45 in § 44, § 46 in § 45, § 47 in § 46, § 48 in § 47 und 
§ 49 in § 48 umbenannt und z.T. geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in 
Kraft getreten am 26. März 2008.
Veröffentlichung  GV. NRW. 2026 S. 186

Zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. März 2026, in Kraft getreten am 21. 
März 2026.
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(1) Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Personalräte der Rechtsreferendarinnen 
und Rechtsreferendare im juristischen Vorbereitungsdienst gelten die §§ 1 bis 3, § 5 Absatz 1 
Satz 1 sowie die §§ 6 bis 14, 16, 17, 19 bis 23, 25 und 26 entsprechend mit der Maßgabe, dass die 
Stimmabgabe schriftlich erfolgt.

(2) § 43 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 46 
Wahl des Bezirkspersonalrats

Fußnoten zu § 46 Wahl des Bezirkspersonalrats

§ 43 gestrichen sowie § 44 in § 43, § 45 in § 44, § 46 in § 45, § 47 in § 46, § 48 in § 47 und 
§ 49 in § 48 umbenannt und z.T. geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in 
Kraft getreten am 26. März 2008.

(1) Jeder bei einem Landgericht bestehende Personalrat wählt innerhalb von einem Monat nach 
Ablauf der in § 30 Abs. 1 LPVG vorgeschriebenen Frist die sich nach § 100 Abs. 2 Satz 1 LPVG er-
gebende Zahl von Mitgliedern in den Bezirkspersonalrat. Für die Wahl gilt § 33 Abs. 1 Satz 1 und 
2 LPVG entsprechend; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(2) Der Personalrat bei dem Landgericht teilt dem Bezirkswahlvorstand die Zahl der dem Land-
gericht als Stammdienststelle angehörenden Referendare und die Namen und Anschriften der in 
den Bezirkspersonalrat gewählten Mitglieder unverzüglich nach der Wahl schriftlich mit.

(3) Der Bezirkswahlvorstand stellt das Ergebnis der Wahl fest und teilt die Namen der Mitglieder 
des Bezirkspersonalrats den Personalräten bei den Landgerichten zur Bekanntmachung durch 
zweiwöchigen Aushang wie bei Wahlausschreiben mit. Spätestens zwei Wochen nach Ablauf 
der in Absatz 1 vorgeschriebenen Frist hat er die Mitglieder des Bezirkspersonalrats zur Vornah-
me der vorgeschriebenen Wahlen einzuberufen und die Sitzung zu leiten.

Sechstes Kapitel 
Schlußvorschriften

§ 47 
Bestellung von Wahlvorständen

Fußnoten zu § 47 Bestellung von Wahlvorständen

§ 43 gestrichen sowie § 44 in § 43, § 45 in § 44, § 46 in § 45, § 47 in § 46, § 48 in § 47 und 
§ 49 in § 48 umbenannt und z.T. geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in 
Kraft getreten am 26. März 2008.
§ 47 (neu) zuletzt geändert durch VO vom 18. Oktober 2011 (GV. NRW. S. 497), in Kraft ge-
treten am 29. Oktober 2011.
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Ist für Beschäftigte mehrerer Beschäftigungsstellen durch eine nach § 92 Satz 1 Nr. 2 LPVG er-
lassene Rechtsverordnung eine Behörde, die einer obersten Landesbehörde unmittelbar unter-
stellt ist, als Dienststelle bestimmt und entfällt daher die Bildung eines Bezirkspersonalrats, so 
gilt für die Bestellung des Wahlvorstands bei einer solchen Dienststelle für die erste Wahl von 
Personalräten § 50 Abs. 3 Satz 5 und 6 LPVG entsprechend. Das gilt auch in den Fällen des § 96 
Absatz 1 Nummer 1 LPVG.

§ 48 
Berechnung von Fristen

Fußnoten zu § 48 Berechnung von Fristen

§ 43 gestrichen sowie § 44 in § 43, § 45 in § 44, § 46 in § 45, § 47 in § 46, § 48 in § 47 und 
§ 49 in § 48 umbenannt und z.T. geändert durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in 
Kraft getreten am 26. März 2008.

Für die Berechnung der in dieser Verordnung festgelegten Fristen finden die §§ 186 bis 193 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.

§ 49 
Sprachform

Fußnoten zu § 49 Sprachform

§ 49 neu eingefügt durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. 
März 2008.

Soweit in dieser Verordnung die männliche Sprachform benutzt wird, bezieht sich diese glei-
chermaßen auf Männer und Frauen.

§ 49a 
(weggefallen)

Fußnoten zu § 49a (weggefallen)

§ 49 a eingefügt durch VO v. 30. 5. 1995 (GV. NW. S. 498); in Kraft getreten am 1. Juli 1995; 
gestrichen durch VO v. 4. März 2008 (GV. NRW. S. 184), in Kraft getreten am 26. März 
2008.

§ 50 
Inkrafttreten

Fußnoten zu § 50 Inkrafttreten
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§ 50 neu gefasst durch Artikel 71 des Zweiten Befristungsgesetzes vom 5.4.2005 (GV. 
NRW. S. 274); in Kraft getreten am 28. April 2005; zuletzt geändert durch Verordnung vom 
28. November 2017 (GV. NRW. S. 865), in Kraft getreten am 9. Dezember 2017.

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Die Landesregierung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Hinweis

Wiederherstellung des Verordnungsranges 
(Artikel 270 des Zweiten Befristungsgesetzes vom 5.4.2005 (GV. NRW. S. 274))

Die in diesem Gesetz erlassenen oder geänderten Rechtsverordnungen können aufgrund der je-
weils einschlägigen Verordnungsermächtigungen durch Rechtsverordnung geändert werden.
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